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Teil A – Wohnbaurichtlinie für Kandel

1. Grundsätzliches Ziel der Wohnbaurichtlinie

Die Stadt Kandel definiert die nachfolgenden Grundsätze zur nachhaltigen Steue-
rung der zukünftigen Wohnraumversorgung für breite Schichten und der weiter
alternden Bevölkerung mit höheren Ansprüchen an die Barrierefreiheit innerhalb
des Stadtgebietes.

Durch eine gesamtheitliche Steuerung zur Baulandentwicklung für Fälle, die
weitergehende Regelungen über das vorhandene Baurecht benötigen, kann im
Gegensatz zu einzelfall- bzw. projektbezogenen Entscheidungen eine allgemein-
verbindliche und transparente Vorgehensweise für alle Planungsbeteiligten
sichergestellt werden.

Die Wohnbaurichtlinie gilt für
< Bauvorhaben, die im Rahmen des aktuell gültigen Baurechts nicht realisiert

werden können und einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan erfordern,
und regelt Inhalte für 

< den Abschluss städtebaulicher Verträge i. S. d. § 11 Abs. 1 Satz 2 und 5 BauGB
in Zusammenhang mit der Aufstellung / Änderung / Aufhebung von Bebau-
ungsplänen (im Folgenden: Bebauungsplan), durch die Baurecht für Wohnen
geschaffen wird sowie

< den Verkauf städtischer Grundstücke für Wohnbauzwecke.

Sie bindet die Verwaltung in dem vorgenannten Anwendungsbereich und ist
grundsätzlich auch vom Stadtrat zu beachten.

Mit der auf dieser Richtlinie basierenden Erhöhung des Wohnungsangebots in
Kandel soll zukünftig noch stärker auf eine qualitative und differenzierte Entwick-
lung nach den unten bezeichneten baulandpolitischen Grundsätzen hingewirkt
werden. Insbesondere die Schaffung von sozialgerechten und bezahlbaren Woh-
nungen unter Beachtung einer nachhaltigen und klimabewussten Bauweise
stehen dabei im Vordergrund.

Durch die Wohnbaurichtlinie wird eine verbindliche und einheitliche Regelung
geschaffen, die bei künftigen städtebaulichen Entwicklungen Transparenz, Gleich-
behandlung sowie Kalkulierbarkeit und Planungssicherheit für die Planungs-
begünstigten sichert.
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2. Rechtliche Grundlagen

Die gesetzliche Grundlage der baulandpolitischen Grundsätze ergibt sich aus § 1
Abs. 5 BauGB. Für die Übernahme der Verpflichtungen werden städtebauliche
Verträge nach § 11 BauGB beziehungsweise Durchführungsverträge nach § 12
BauGB abgeschlossen. Es wird Bezug auf das Landeswohnraumförderungsgesetz
Rheinland-Pfalz (LWoFG) genommen.

3. Anwendungsbereich

Die Wohnbaurichtlinie wird zur Grundlage bei Verkauf städtischer Liegenschaften.
Sie findet darüber hinaus Anwendung bei der Aufstellung, Änderung oder Auf-
hebung eines Bebauungsplans, sofern Baurecht für Wohnungen mit mehr als
800 m² Geschossfläche (i.S.d. § 16 Abs. 2 Nr.2 BauNVO) oder mehr als 8 Wohnein-
heiten festgelegt wird.

Die Wohnbaurichtlinie regelt die folgenden Schwerpunkte:

3.1 Sozialgerechter und bezahlbarer Wohnungsbau:

Im Fall von mehr als 800 m² Geschossfläche oder mehr als 8 Wohneinheiten hat
der Planungsbegünstigte auf einem im Folgenden näher beschriebenen Anteil der
neu geschaffenen Fläche, die auf Wohnungen im Sinne der Landesbauordnung
entfällt (§ 20 Abs. 3 S. 1 und 2 BauNVO), öffentlich geförderten Wohnungsbau
entsprechend dem jeweils aktuellen Landeswohnraumförderungsgesetz Rhein-
land-Pfalz (LWoFG) zu realisieren.

Dem Planungsbegünstigten steht es dabei frei, ob das Projekt als

% Eigentumsprojekt mit dem Ziel: Projektentwicklung und Verkauf oder als

% Mietprojekt mit dem Ziel: Projektentwicklung für den eigenen Bestand 

entwickelt wird. Danach richten sich die jeweils gültigen Anforderungen an den
Wohnraum.

3.2 Klimabewusster und nachhaltiger Wohnungsbau:

Der Planungsbegünstigte muss ein Konzept zum klimabewussten und nachhalti-
gen Wohnungsbau vorlegen und sich danach auf die Durchführung der verein-
barten Maßnahmen verpflichten. Die Richtlinie unterliegt einer zweijährigen
Überprüfung hinsichtlich der Anwendungsnotwendigkeit in Bezug auf die An-
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forderungen an sozialgerechten und bezahlbaren Wohnungsbau sowie der Ziele
und Maßnahmen zum klimabewussten und nachhaltigen Bauen.

4. Anforderungen an den zu schaffenden Wohnraum

Wohngebäude sind nach den baulandpolitischen Grundsätzen in der Regel mit
mindestens drei Vollgeschossen zu planen, sofern städtebauliche Gründe dem
nicht entgegen stehen.

4.1 Fall 1: Eigentumsprojekt

# 30 % der für Wohnen geschaffenen Geschossfläche ist geförderter Wohnraum

Mindestens die Hälfte der Wohnungen sind barrierefrei zu erreichen und zu
bewohnen.

Mindestens 15% des nach LWoFG  geförderten Wohnraums ist für sozialgebun-
dene Mietwohnungen vorzusehen. Der Vorhabenträger entwickelt die Wohnung
entsprechend den Vorgaben des LWoFG und veräußert diese mit den ent-
sprechenden Bindungen und Sicherungen im Grundbuch. Der Käufer über-
nimmt die Bindungen und kann die entsprechende Landesförderung beantra-
gen.

Bei 15% der Wohnfläche ist frei zu entscheiden, ob diese als gefördertes Wohn-
eigentum oder als sozialgebundene Mietwohnungen realisiert werden.

# 70% sind frei finanzierter Wohnraum

Mindestens die Hälfte der Wohnungen sind barrierefrei zu erreichen und zu
bewohnen.

Diese sind vom Vorhabenträger frei auszugestalten und können sowohl Miet-
als auch Eigentumswohnungen sein.

Zur Vermeidung einseitiger Strukturen und zur Würdigung des jeweiligen Stand-
orts kann die Stadt das Mischungsverhältnis einzelfallbezogen festlegen (bzw.
diese innerhalb des Projekts auswählen).
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4.2 Fall 2: Mietprojekt

# 20% der für Wohnen geschaffenen Geschossfläche ist geförderter Wohnraum

Mindestens die Hälfte der Wohnungen sind barrierefrei zu erreichen und zu
bewohnen.

Der Vorhabenträger entwickelt die sozialgebundenen Mietwohnungen ent-
sprechend den Vorgaben des LWoFG mit einer Belegungs- und Mietpreisbin-
dung für mindestens 25 Jahre. Für diese Wohnungen kann der Vorhabenträger
die entsprechenden Fördermittel des Landes direkt beantragen. 

# 80% sind frei finanzierter Wohnraum

Mindestens die Hälfte der Wohnungen sind barrierefrei zu erreichen und zu
bewohnen.

Diese sind vom Vorhabenträger entsprechend seiner Zielgruppe frei auszu-
gestalten und können sowohl Miet- als auch Eigentumswohnungen sein.

Zur Vermeidung einseitiger Strukturen und zur Würdigung des jeweiligen Stand-
orts kann die Stadt das Mischungsverhältnis einzelfallbezogen festlegen (bzw.
diese innerhalb des Projekts auswählen).

Zudem hat sich der Vorhabenträger zu verpflichten, das gesamte Gebäude –
unabhängig von der Zeit der Belegungsbindung – nicht ohne die Zustimmung der
Stadt in Eigentum umzuwandeln oder anderweitig zu veräußern.

4.3 Klimastandards

Der Vorhabenträger hat die Auflage, ein Klimakonzept mit Untervarianten für das
gesamte Projekt vorzulegen und die Wahl für die Ausführung zu begründen. Im
Konzept sind folgende Punkte zu berücksichtigen:

< Mindestens zwei alternative Wärmeversorgungskonzepte. 

< Mindestens zwei Wärmedämmkonzepte, die z.B. den KfW 40 - Standard oder
den Passivhausstandard erreichen und zusätzlich Angaben über nachhaltige
Dämmmaterialien enthalten.

< 90% des Stromverbrauches sind durch erneuerbare Energien (z.B. PV-Anlage
auf dem Dach oder in/auf der Fassade) auf dem eigenem Grundstück zu
gewinnen.
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< Konzept zur Optimierung der Lebenszykluskosten der Baumaterialien – von
der Herstellung bis zur Entsorgung – sowie die der Lieferwege zur Baustelle.

< Konzept zur Klimaanpassung der Wohnanlage mit Sonnenschutzkonzept und
Wassermanagementkonzept in mindestens zwei Varianten.

< 70% der Grundstücksfläche ist in m² berechnet als vertikale oder horizontale
Grünfläche zu realisieren. Der Standard für Dachbegrünungen ist zumindest
eine extensive Begrünung mit mindesten 7 cm Substrathöhe. Fassadenbegrü-
nungen müssen geschossweise konzipiert werden. Vorlage eines Begrünungs-
konzeptes.

Der Stadtrat bestätigt die getroffene Auswahl des Vorhabenträgers vor der Ver-
abschiedung des städtebaulichen Vertrags.

5. Ablösung der Herstellungspflichten 

Um die Umsetzung der Vorhaben nicht zu erschweren, kann dem Planungsbe-
günstigten die Möglichkeit eingeräumt werden, seine Herstellungspflichten auf
geeignete Weise abzulösen. Über die Zulassung der Ablösung entscheidet der
Stadtrat unter Berücksichtigung der besonderen Gegebenheiten des Einzelfalls.

Aus besonderen städtebaulichen Gründen kann die Stadt beispielsweise zulas-
sen, dass die Verpflichtung zur Herstellung der sozialgebundenen Mietwohnun-
gen und/oder der geförderten Eigentumswohnungen auf anderen Grundstücken
im direkten räumlichen Zusammenhang des Vorhabengrundstücks, auch durch
Dritte, erfüllt wird. Diese kann auch durch die Begründung von Miet- und von
Belegungsbindungen an bezugsfertigem Mietwohnraum im Bestand erfolgen.

6. Vertragliche Sicherung  – Verfahrensablauf

Der Verfahrensablauf wird in gestuften Verfahrensschritten durchgeführt und
parallel zum Bebauungsplanverfahren abgewickelt.

6.1 Grundzustimmung

Der Vorhabenträger erklärt sich schriftlich vor Beginn des Bebauungsplanverfah-
rens bereit, an der Aufstellung eines Bebauungsplans unter Berücksichtigung der
baulandpolitischen Grundsätze der Stadt Kandel mitzuwirken.
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Die Grundzustimmung ist keine rechtlich verbindlich Zusage zur Übernahme von
Kosten und Lasten, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt sind.

6.2 Grundvereinbarung

Der Vorhabenträger muss, aus Gründen der Rechts- und Planungssicherheit, die
baulandpolitischen Grundsätze frühzeitig, bereits vor Aufstellungsbeschluss,
vertraglich anerkennen. Schon in der Grundvereinbarung hat sich der Vorhaben-
träger zu verpflichten, die Planungskosten der Stadt zu übernehmen.

6.3 Detailregelung

Vor Entstehen des Baurechts, spätestens bis zum Beginn der Offenlage, schließen
die Stadt und der Vorhabenträger einen (weiteren) städtebaulichen Vertrag, mit
dem die baulandpolitischen Grundsätze im konkreten Fall umgesetzt werden.
Dieser Vertrag kann im Falle von vorhabenbezogenen Bebauungsplänen gleich-
zeitig der Durchführungsvertrag sein.

Hierbei können die Vereinbarungen in einem oder mehreren aufeinander bezoge-
nen Verträgen oder einen Kaufvertrag aufgenommen werden.

7. Rechtsnachfolge und Sicherung der Vertragserfüllung

Zur Sicherung der Erfüllung der Vertragspflichten des Vorhabenträgers sind
geeignete Instrumente wie z.B. Bürgschaft, Wiederkaufsrecht oder eine Nachzah-
lung auf den Kaufpreis einzusetzen und durch Eintragung in das Grundbuch zu
sichern.

Für den Fall der Nichterfüllung kann eine angemessene Vertragsstrafe vorgese-
hen werden, die sich am Verkehrswert des von der Verpflichtung betroffenen
Grundstücks und dessen Wertsteigerung durch die Bebaubarkeit bemisst.

Die Übertragung des Grundstücks oder von Gesellschaftsanteilen, die zum Über-
gang des Projektes auf Dritte führen, sind zustimmungspflichtig.

Der Begünstigte verpflichtet sich, grundsätzlich alle vertraglichen Verpflichtungen
auf eventuelle Rechtsnachfolger zu übertragen.
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8. Bauverpflichtung

Die Bauvorhaben sind innerhalb von drei Jahren ab gebrauchsfertiger Herstellung
der Erschließung fertigzustellen. Um die Fristen und die zügige Durchführung des
Planverfahrens sicherzustellen, sind angemessene Fristen für die Beantragung
der Baugenehmigung, den Beginn der Rohbauarbeiten, die Fertigstellung des
Rohbaus und, soweit der Vorhabenträger auch die nachfolgenden Tätigkeiten
durchführt, die Vorlage eines mit der Stadt abgestimmten Entwurfs des Bebau-
ungsplans, die Durchführung der Erschließung zu vereinbaren.

9. Angemessenheit

Die in einem städtebaulichen Vertrag vereinbarten Leistungen müssen den ge-
samten Umständen nach angemessen sein (§ 11 Abs. 2, S. 1 BauGB). Dazu soll dem
Vorhabenträger nach Abzug der Kosten mindestens ein Drittel der durch die
Planaufstellung bedingten Bodenwertsteigerung verbleiben. Planungsnotwendige
Kosten sind vom Planungsbegünstigten in jedem Fall zu tragen.

Erweisen sich die hier festgelegten Grundsätze im konkreten Einzelfall als unan-
gemessen, kann davon abgewichen werden, soweit dies für eine gesetzeskonfor-
me Vereinbarung erforderlich ist. Dabei ist ihnen in diesem Rahmen soweit wie
möglich Geltung zu verschaffen. Dies gilt entsprechend, wenn andere städtebauli-
che Ziele die hier verfolgte Zielsetzung im Einzelfall deutlich überwiegen.

10. Berichtspflicht 

Die Verwaltung berichtet dem Stadtrat im zweijährlichen Turnus, beginnend Ende
2023, über die Durchführung der baulandpolitischen Grundsätze und ihre Wirk-
samkeit und unterbreitet Vorschläge zur Fortentwicklung.

11. Inkrafttreten

Diese Wohnbaurichtlinie  findet ab sofort Anwendung. Über Ausnahmen im Sinne
einer Übergangsbestimmung aus Gründen des Vertrauensschutzes entscheidet
der Stadtrat im Einzelfall.

Ausgefertigt:

Kandel, den _____________________________
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Teil B – Begründung

1. Anlass der Planung

Neben der städtebaulichen Entwicklung von Neubauflächen werden verstärkt
Veränderungen im Bestand vorgenommen. Während die Wertsteigerungen bei
Neubauflächen bereits für die Mitfinanzierung von öffentlicher Infrastruktur
herangezogen werden, findet dieses Prozedere bei Entwicklungen auf Bestands-
flächen derzeit noch keine Anwendung. Da in Zukunft der ‘Verbrauch’ von Außen-
bereichsflächen reduziert wird und Entwicklungen verstärkt im Innenbereich
erfolgen, soll mit den hier aufgestellten baulandpolitischen Grundsätzen eine
Grundlage für die Mitfinanzierung von öffentlichen Aufgaben im Wohnungsbau
gelegt werden. 

Die Wohnbaurichtlinie verfolgt den Grundsatz, dass aus dem Grundbesitz in der
Ortslage auch der Anspruch an eine Mitverantwortung für Ortsbild, sozialgerechte
Infrastruktur und Klimaanpassungen der Grundstückseigentümer besteht. Diese
Mitverantwortung an den kommunalen Aufgaben wächst, wenn im Bestand eine
Nachverdichtung erfolgt. Gleichzeitig kann durch die erzielte Wertsteigerung aus
der Nachverdichtung auch ein Anteil für die kommunalen Aufgaben zur Verfügung
gestellt werden, ohne Grundstückseigentümer über Gebühr zu belasten.

Zentrale wohnungspolitische Aufgaben liegen derzeit in der Sanierung des Woh-
nungsbestands in den Ortslagen, in der behutsamen Nachverdichtung der Quar-
tiere, der verträglichen Durchmischung, den Zielen der Stadt der kurzen Wege,
der Bereitstellung von ausreichenden und bezahlbaren Sozialwohnungen, die
gleichzeitig an die Anforderungen der alternden Bevölkerung angepasst sind,
sowie in den Anpassungen an den Klimawandel. 

Nach den Zielen der Bundesrepublik Deutschland sollen mehr Sozialwohnungen
gebaut werden. Das Land Rheinland-Pfalz geht diesem Ziel mit dem Landes-
wohnraumförderungsgesetz Rheinland-Pfalz (LWoFG) nach. Damit hat sich das
Land unter anderem das Ziel gesetzt, Haushalte zu unterstützen, die sich am
Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen können (§2 Abs.1 LwoFG) und
zu wenig barrierearme, barrierefreie oder altersgerechte Wohnungen finden (§2
Abs.2 Ziffer 1). Weiter Ziele des Landeswohnraumförderungsgesetzes sind:
< die Einsparung von Energie als Beitrag zum Klimaschutz,
< die Anpassung von Wohnraum an die Erfordernisse des demografischen

Wandels,
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< ressourcenschonende Bauweisen unter Berücksichtigung ihrer ökologischen
Verträglichkeit.

Vor diesem Hintergrund möchte die Stadt Kandel eine Wohnbaurichtlinie erlas-
sen, die den Rahmen für die weitere städtebauliche Entwicklung in der Stadt
bildet und klare Handlungsrichtlinien beinhaltet, die eine Gleichbehandlung bei
zukünftigen Entwicklungsmaßnahmen der Stadt, allgemeiner Vorhabenträger
oder Grundstückseigentümer regelt. Die Wohnbaurichtlinie soll sich dabei auf die
für den Vorhabenträger machbaren Maßnahmen beschränken und die für Kandel
aktuell drängenden Probleme angehen. Insofern wird mit dem Erlass der Wohn-
baurichtlinie auch eine zeitnahe und regelmäßige Überprüfung der Regelungen
festgeschrieben, um eine hohe Aktualität zu ermöglichen. 

Die Stadt Kandel sieht sich dazu verpflichtet diesen Zielen durch den Erlass der
Wohnbaurichtlinie strukturiert unter dem folgenden Motto nachzugehen:

< Ein Teil der Bodenwertsteigerung durch städtebauliche Entwicklungen muss
von der Stadt zur Mitverantwortung für Lasten der Wohnraumförderung,
Anpassung an den demografischen Wandel sowie den Klimawandel herange-
zogen werden.

2. Ausgangslage

Für die Konzeption der Wohnbaurichtlinie werden die Nachfolgenden aktuellen
statistischen Grundlagen, sozialpolitischen Grundlagen und Anforderungen an
den Klimaschutz zusammengestellt.

2.1 Statistische Einordnung

Gemäß der zugänglichen Online-Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland-
Pfalz (www.statistik.rlp.de) hat die Stadt Kandel Ende 2021 eine Einwohnerzahl
von 9.017 Einwohner, wobei die größte Bevölkerungsgruppe mit 5.326 im Alter
zwischen 20 und 64 ist. In Kandel werden 4.243 Wohnungen angeben, sodass im
Durchschnitt 2,1 Einwohner pro Wohnung als eine allgemein vergleichbare Zahl
ermittelt werden kann. Bei 2.389 Wohngebäuden ergeben sich im Durchschnitt
nur 1,77 Wohnungen pro Gebäude bedeutet. Die Statistik weist für Kandel tatsäch-
lich 70% an Einfamilienhäusern aus und nur 14% an Gebäuden mit mehr als 3
Wohnungen, wodurch deutlich wird, dass Mehrfamilienhäuser, die für die altern-
de Bevölkerung geeignetere Wohnverhältnisse bieten, wenig vorhanden sind. 

Die besondere Herausforderung in Kandel besteht darin, dass 68% aus der Grup-
pe der 20-64 Jährigen über 50 Jahre alt ist und in den nächsten 10 Jahren Ver-
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Abb. 1: Bevölkerungspyramide für den Landkreis Germersheim im Jahr 2020

änderungen hinsichtlich der Wohnanforderungen spüren werden. Mehr alters-
gerechter Wohnungsbau wird vor allem deshalb erforderlich, da 23 % der Bevöl-
kerung in Kandel derzeit über 65 Jahre alt ist. Vor allem der Anteil der über 80-
Jährigen zeigt mit rd. 7,5%, dass es in den nächsten Jahren einen erheblichen
Strukturwandel in den vorhandenen Gebäuden geben wird, der städtebaulich
durch geeignete Nachverdichtungen und angemessene Angebote an Wohnformen
zu steuern ist.

Mit der Grafik in Abbildung 1 wird die Aufschlüsselung der Bevölkerung nach
Altersjahren für den Landkreis Germersheim für das Jahr 2020 veranschaulicht,
um die derzeitige brisante Ausgangslage im Landkreis darzustellen, wobei der
Anteil der über 65-Jährigen wie in Kandel bei 23% liegt.

Neben der Altersverteilung spielt auch Armutsgefährdung eine Rolle. 16,5% der
Bevölkerung in Rheinland-Pfalz waren 2021 von relativer Einkommensarmut
betroffen, sodass nicht nur der altersgerechte Wohnungsbau von größerer Be-
deutung wird, sondern auch der bezahlbare Wohnungsbau.
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2.2 Bodenrichtwerte

Die Bodenrichtwerte als Maß der Bodenwertermittlung sind aktuell im Internet
unter dem Link https://www.bodenrichtwerte-boris.de abrufbar. Für die Markt-
straße in Kandel wird darin aktuell der Wert mit 360 €/m² (Mischgebiet) angege-
ben. In Kandel werden zusammengefasst Werte für Misch-und Wohngebiete
zwischen 240€/m² - 550€/m² als Bodenrichtwert angegeben. 

Die Bodenrichtwerte geben einen ersten Eindruck für ein größeres Gebiet im
Stadtgebiet, der Wert eines einzelnen Grundstück hängt von weiteren Faktoren
wie Topografie, Baugrund, vorhandener Bausubstanz, Erschließungsqualität oder
Immissionen ab. Insbesondere interessant für die Wohnbaurichtlinie sind die
Grundstücke, die für eine Nachverdichtung geeignet sind oder durch Zusammen-
legung eine effizientere Bebauung ermöglichen.

2.3 Soziale Notlage

Durch den Demografischen Wandel, der sich anhand der oben genannten statisti-
schen Daten abzeichnet, werden auf dem Wohnungsmarkt durch die ältere Bevöl-
kerung mehr altersgerechte und barrierefreie Wohnungen benötigt, als derzeit
existieren. Der Bedarf steigt in dem Maß, wie die aktuelle Wohnung für die betrof-
fene Altersgruppe zu groß oder zu kostspielig wird und eine angepasstere Woh-
nung in der Stadt gesucht wird. Die freiwerdende Wohnfläche wird unter dem
Aspekt des kostengünstigen Wohnens für Junge Familien und dem sparsamen
Umgang mit Neuversiegelung wichtig. Ob diese Wohnfläche frei wird, hängt von
dem Angebot an angepassten Wohnungen ab.

Zu dieser Fragestellung kommt die steigende Inflationsrate hinzu, welche die
Rente nicht ausgleichen kann. Durch diese sich öffnende Schere wird die Bevölke-
rungsgruppe ab 70 Jahren in eine Notlage kommen, bei der die derzeitige Woh-
nung nicht mehr finanzierbar ist und dennoch keine alternative Wohnung für
einen Wohnungswechsel zur Verfügung steht, da keine dem Alter entsprechende
und bezahlbare Wohnungen besteht. Somit wird die Nachfrage nach barrierefrei-
en Sozialwohnungen zukünftig mehr steigen als dies durch die aktuellen Bauvor-
schriften zur Herstellung von barrierefreien Wohnungen abgedeckt werden kann.

Trotz dieser erkennbaren Entwicklung ist auf dem momentanen Wohnungsmarkt
ein Rückgang von Sozialmietwohnungen zu verzeichnen. Die Anzahl der Sozial-
wohnungen in Deutschland ist seit 2019 um ca. 4% gesunken, wodurch der Trend
der letzten 15 Jahre weiter fortgesetzt ist. Nach Statista 2022 ist der Bestand an
Sozialmietwohnungen seit 2006 um fast 50% gesunken. 
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Abb. 2: Sozialmietwohnungen in Deutschland von 2006 bis 2020
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Abb. 3: Klimaüberwachung Temperaturanomalie (Quelle: DWD )

Abb. 4: Heiße Tage Deutschland (Quelle: DWD Deutscher Klimaatlas)

2.4 Klimaanpassung – Klimaschutz

Klimaschutz ist notwendig, um den allgegenwärtig bekannten Klimawandel zu
verlangsamen oder gar zu stoppen. Für einen kleinen Einblick in die Thematik
werden die folgenden Auswertungen des Deutschen Wetterdienstes herangezo-
gen.

Die Temperaturanomalien seit 1881, d.h. die besonderen Temperaturereignisse im
Sommer, ausgewertet für Rheinland-Pfalz und Saarland, zeigen eine stark stei-
gende Tendenz. Es ist nicht nur die absolute Temperatur die ansteigt, sondern
auch die Anzahl der Tage in einer Hitzeperiode nimmt zu. 

Hierzu werden die heißen Tage (über 30°C Lufttemperatur) für Deutschland und
Rheinland-Pfalz aufgezeigt.
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Abb. 5: Heiße Tage Rheinland-Pfalz (Quelle: DWD, Deutscher Klimaatlas )

Abb. 6: Niederschlagshöhen (Quelle: DWD Klimakarten Deutschland)

Zu den steigenden Temperaturen und den länger anhaltenden Hitzeperioden
kommt ein Nachlass der Niederschlagshöhen, wodurch Trockenheit und Hitze zu
einem noch größerem Problemfaktor werden.

Das Thema Umwelt und Klimaschutz ist nach aktuellen Umfragen als wichtigste
Aufgabenstellung erkannt, wie das Beispiel von Statista zeigt.
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Abb. 7: Welches sind Ihrer Meinung nach die wichtigsten Probleme, denen Deutschland derzeit
gegenübersteht? (Quelle: Statista 2023)

Der Landkreis Germersheim hat im integrierten Klimaschutzkonzept aus dem Jahr
2020 maßgebliche Zielvorstellungen zu Maßnahmen zwischen 2020 und 2030 bzw.
2050 aufgestellt, die auch für Kandel relevant sind. Auf das Klimaschutzkonzept
des Landkreises und die darin zusammengestellten Begründungen zur Notwen-
digkeit von Klimaanpassungsmaßnahmen wird damit Bezug genommen. Im
Folgenden werden die wesentlichen Inhalte herausgegriffen.

“Die Warnungen vor den Folgen des Klimawandels sind allgegenwärtig. Temperatur-
anstieg, schmelzende Gletscher und Pole, ein steigender Meeresspiegel, Wüstenbildung
und Bevölkerungswanderungen – viele der vom Ausmaß der Erwärmung abhängigen
Szenarien sind zum jetzigen Zeitpunkt kaum vorhersagbar. Hauptverursacher der globalen
Erderwärmung sind nach Einschätzungen vieler Experten die Emissionen von Treib-
hausgasen (THG) wie Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffmonoxid (Lachgas: N2O)
und Fluorkohlenwasserstoffen.

Diese Einschätzungen werden auch durch den IPCC-Report aus dem Jahr 2014 gestützt. Die
Aussagen des Berichtes deuten auf einen sehr hohen anthropogenen Anteil an der Erhö-
hung des Gehaltes von Treibhausgasen in der Atmosphäre hin. Die US-amerikanische
Ozean- und Atmosphärenbehörde (NOAA) gibt für den Zeitraum Februar 2015 (400,26 ppm)
bis Februar 2016 (404,02 ppm) den schnellsten Anstieg der Treibhausgaskonzentration in
der Atmosphäre seit Beginn der Messungen auf dem Mauna Loa in Hawaii an. Im Mai 2019
waren es bereits 414,8 ppm (NOAA 2020). In vorindustriellen Zeiten lag der Wert bei etwa
280 ppm, zu Beginn der Messungen in den 1950er Jahren bei etwa 320 ppm. Die Entwick-
lung seit den 1950er Jahren wird in folgender Abbildung dargestellt. Die rote Linie zeigt
die monatlichen Mittelwerte und die schwarze Linie die Jahresmittelwerte.
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Abb. 8: Entwicklung der CO2-Konzentration in der Atmosphäre (Quelle: NOAA 2020)

Folgende Ziele werden bis 2030 genannt:

< “Erhöhung Anteil erneuerbarer Energien Strom auf 30 %”.

< “Erhöhung Anteil regenerativer Wärmeproduktion auf 20 %”.

weitere Ziele:

< “Der Kreis setzt Leitlinien für nachhaltiges Bauen als Vorbild und Blaupause für die
Kommunen und Bürger im Landkreis”.

Dazu werden folgende Erläuterungen zur Einordnung des Klimaschutzes auf
kommunaler Ebene gegeben:

“Um die Auswirkungen des Klimawandels möglichst zu begrenzen, hat die Bundesregie-
rung das Ziel gesetzt, den bundesweiten Ausstoß von Kohlendioxid und anderen Treib-
hausgasen bis 2020 um 40 %, bis 2030 um 55 % und bis 2050 um 80% bis 95 % zu senken.
Aus dieser Motivation heraus wird seit 2008 im Rahmen der Klimaschutzinitiative des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) die Erstellung
von kommunalen Klimaschutzkonzepten gefördert. Dies vor dem Hintergrund, dass die
ehrgeizigen Ziele der Bundesregierung nur gemeinschaftlich mit einer Vielzahl lokaler
Akteure erreicht werden können.”

Zu diesen gesetzten Zielen des Landkreis äußert sich die Verbandsgemeinde
Kandel in ihrem eigenen integriertem Klimaschutzkonzept von 2019 wie folgt:

“Die Verbandsgemeinde Kandel möchte in diesem Zusammenhang einen entscheidenden
Beitrag zur Zielerreichung leisten und lokale Verantwortung für die Landesziele überneh-
men.”
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Kandel betrachtet diesbezüglich folgende Handlungsfelder zur Umsetzung auf
regionaler Ebene:

< “Energieeffizienz als Schlüsselfrage, insbesondere die Steigerung des Anteils der
Kraft-Wärme-Kopplung im Wohngebäudebereich in Verbindung mit möglichen Nah-
wärmeverbünden der kommunalen Liegenschaften”

< “Energetische Gebäudesanierung und energieeffizientes Bauen, als zentrale Heraus-
forderung”

< “Erneuerbare Energien als die tragende Säule der künftigen Energieversorgung”

Das Klimaschutzziel ist, bis 2050 eine Plus-Energie-Verbandsgemeinde zu werden.
Alle Projektansätze, die den notwendigen Prozess zur Dekarbonisierung unter-
stützen werden dabei Multiplikatoren- und Synergieeffekte schaffen, die für das
Gesamtziel erforderlich sind: Jedes umgesetzte Projekt ist eine Werbung für den
Klimaschutz.

Vor diesem Hintergrund wird die Wohnbaurichtlinie als Teilmaßnahme verstan-
den, die eine Verbindung von allen Akteuren in der Kommune zwischen Eigentü-
mern, Bauherren und Kommune herstellt und damit auch den Zielen des inte-
grierten Klimaschutzkonzeptes gerecht werden muss.

Mit den gewählten Klimastandards, die bei Wohnbauten nach der Wohnbauricht-
linie zu beurteilen sind, werden diese Ziele aufgegriffen und konkretisiert. Auf-
grund der vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten wird allerdings nicht der Weg
einer Grenzlegung oder Richtschnur gewählt sondern ein Weg des Dialogs und
der Suche nach der projektbezogen besten Lösung, die sich teilweise auch erst im
Verbund mit anderen Projekten in der Stadt als wirtschaftlich darstellen lassen.
Mit der Richtlinie wird das Ziel verfolgt, das intensiv über die Klimafolgen und
deren Minderung nachgedacht werden kann und die möglichen Maßnahmen
erkannt und gemeinsam umgesetzt werden. Zur Erläuterung verschiedener aktu-
eller Zusammenhänge werden die folgenden Sachverhalte aus dem integrierten
Klimaschutzkonzept des Landkreises kurz dargelegt, allerdings ohne Anspruch
auf Vollständigkeit oder Aktualität.

< Gebäude:

Der Gebäudesektor ist für 14 % der gesamten CO2-Emissionen in Deutschland
verantwortlich, das entspricht rund 120 Mio. t/a. Im Jahr 2030 dürfen noch höch-
stens 72 Mio. t CO2/a emittiert werden. Bei alleiniger und unveränderter Fortfüh-
rung bestehender Instrumente (wie der EnEV und der KfW-Förderprogramme)
kann für das Jahr 2030 nach neuester Bewertung eine Emissionsminderung auf
voraussichtlich rd. 90 Mio. t CO2/a erwartet werden. Somit verbleibt eine Ziellücke
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Abb. 9: Anteil Netzeinspeisung durch EE. Quelle: Energieatlas Rheinland-Pfalz

von rd. 18-20 Mio. Tonnen CO2/Jahr. – Die Ziellücke zu mindern ist das Ziel der
Wohnbaurichtlinie für Kandel.

< Erneuerbare Energien:

Der gesetzliche Rahmen durch das EEG verfolgt in §1 Abs. 2 eine relative Ziel-
vorgabe für EE mit einem Anteil von 40 % - 45 % am Stromverbrauch im Jahr 2025,
55 % - 60 % in 2035 und schließlich mindestens 80 % im Jahr 2050. Für das Land
Rheinland-Pfalz wird das Ziel verfolgt, bis zum Jahr 2030 seinen Stromverbrauch
bilanziell zu 100 Prozent aus Erneuerbaren Energien zu decken. Im Vergleich zum
Jahr 2010 konnte bereits eine Steigerung des Anteils der Stromerzeugung aus
Erneuerbaren Energien von 1,63 % auf 37,99 % im Jahr 2017 mit rund 9,2 Mio. MWh
verzeichnet werden. Die folgenden Daten zeigen den Fortschritt der Energiewen-
de im Landkreis Germersheim. Für die Stromerzeugung werden Wind und Sonne
die Hauptträger sein. Für die Wärmeversorgung werden Solarkollektoren, Um-
weltwärme und Geothermie den entscheidenden Beitrag leisten. 

Bestandsanlagen deckten im Jahr 2017 über 5 % des Strombedarfs im Landkreis.

Um den gesamten Strombedarf einer Person zu decken, wird eine geeignete
Dachfläche von ca. 14 m² benötigt. Der steigende Wirkungsgrad der Module trägt
dazu bei, dass die Flächenbilanz zukünftig noch besser wird. Flächen, die be-
sonders gut geeignet für die solare Energieproduktion sind, weisen folgende
Eigenschaften auf:

< Durchschnittliche Sonneneinstrahlung von mindestens 950 kWh/m2 im Jahr;

< Ausrichtung der Fläche nach Süden, Südosten, Südwesten, gegebenenfalls
auch Osten oder Westen;
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Abb. 9: Ablauf zur Bodenwertermittlung bei Bestandssituationen

< Neigung von 30-45°; bei flachem Dach bzw. Gelände werden die Module
aufgeständert;

< keine Verschattung (z.B. durch benachbarte Bäume, Gebäude).

3. Erläuterung zu den getroffenen Vorschriften

3.1 Ansatz zur ortsspezifischen Wertermittlung

Der Wert eines Grundstücks ergibt sich aus dem Bodenrichtwert und weiteren
grundstücksbezogenen Kenngrößen, die örtlich angepasst werden. Anhand der
nachfolgenden Grafik wird der Ablauf einer Wertermittlung für ein Grundstück
nach der Richtlinie zur Ermittlung des Vergleichswerts und des Bodenwerts (VW-
RL) visualisiert. Dabei wird aufgezeigt, dass es neben dem Bodenrichtwert weitere
Vergleichsfaktoren gibt und zwei Arbeitsschritte, in denen die abweichenden
ortsspezifischen Merkmale berücksichtigt werden. 

3.2 Ansatz zur Ermittlung einer Wertsteigerung

Dem Verfahren liegt die Annahme zugrunde, dass eine städtebauliche Entwick-
lung auf einem bestehenden Grundstück im Innenbereich nur in Angriff genom-
men wird, wenn sich dadurch eine Wertsteigerung erzielen lässt. Zur Ermittlung
der Wertsteigerung wird der ortsspezifische Grundstückswert für den Bestand
und die geplante Entwicklung  ermittelt. Aus der Differenz der zwei Werte ergibt
sich das Maß der Wertsteigerung, welches Grundlage für die Festlegungen der
Stadt zur teilweisen Abschöpfung der Wertsteigerung für kommunale Aufgaben-
schwerpunkte wird.
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Abb. 10: Umrechnungskoeffizient Bodenrichtwert nach VW-RL Anlage 1

Um die Wertsteigerung eines Grundstückes, eines Bodenwerts im Innenbereich,
durch z.B. Nachverdichtung oder Erhöhung der GFZ zu ermitteln, wird das Verfah-
ren aus der Anlage 1 der Richtlinie zur Ermittlung des Vergleichswerts und des
Bodenwerts (VW-RL) beispielhaft angewendet. Hierbei werden der Bodenricht-
wert (BR1) und die WGFZ (Geschoßflächenzahl für Wohnflächen) des bestehenden
Grundstückes als Ausgangswerte verwendet. Anhand der Tabelle aus der Richt-
linie lässt sich der Umrechnungskoeffizient (UK) des bestehenden Grundstückes
ermitteln (UK1), sowie der Umrechnungskoeffizient des Grundstückes nach Nach-
verdichtung (UK2). 

Um nun die Wertsteigerung zu erhalten, wird folgende Formel benutzt:

BR1 in €/m²  ×  (UK2/UK1) = neuer Bodenrichtwert in €/m² (Vergleichsfaktor)

# Beispielhafte Bodenwertermittlung für Bestandssituationen nach GFZ

Für den Bestand wird beispielhaft der Bodenrichtwert mit 350 €/m² angenommen
und eine GFZ 1,0 sowie eine Grundstücksfläche mit 1.000 m². Dies ergibt den

< Grundstückswert mit 350.000 €.

Für die Planung wird bei gleichem Bodenrichtwert eine GFZ mit 1,6 angenommen,
wodurch sich nach der Tabelle oben bei einem Bodenrichtwert von 350 €/m² und
einer WGFZ mit 1,6 der Faktor 1,23 ergibt. Dies ergibt folgende Berechnung des

neuen Grundstückswertes mit 350 €/m²  ×  (1,23/1,00) = 430,5 €/m² und den

< neuen Grundstückswert mit 430.500 €.

Die Differenz von 80.500 € kann mindestens als Maßstab für die Bewertung der
Mitverantwortung des Grundstückseigentümers bei Bestandsgrundstücken für
Lasten der kommunalen Verfügbarkeit von Wohnraum nach den Regeln dieser
Vorschrift herangezogen werden. 
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Abb. 11: Ablauf zur Bodenwertermittlung nach geplanten Entwicklungen

# Beispielhafte Bodenwertermittlung nach geplanten Entwicklungen

Wenn sich durch die geplanten Entwicklungen die Eigenschaften der Grundstücke
ändern, indem sie beispielsweise ein andere Nutzungsart, ein anderes Baufenster
oder eine höhere Verdichtung durch Änderung der Grundflächenzahl (GRZ) erhal-
ten, dann kann das oben dargestellte Verfahren nicht angewendet werden. Hier
ist die Wertermittlung für das Grundstück nach den üblichen Verfahren zur Wert-
ermittlung durchzuführen und die Differenz zwischen Ausgangswert (i.d.R. der
örtlich angepasste Bodenrichtwert vor der Entwicklung) und Planwert (Bodenwert
nach Durchführung der Entwicklungsmaßnahme) zu ermitteln.

Die Berechnung erfolgt beispielhaft für den Bestand mit angenommen 1.000 m²
Grundstücksfläche und einem Bodenwert für ein Gewerbegebiet mit 80 €/m².
Dies ergibt den 

< Grundstückswert mit 80.000 €.

Durch die Planungsentwicklung wird eine Nutzungsänderung von einer Gewer-
begebietsfläche zu einer Wohngebietsfläche vollzogen. Die Wohngebietsfläche
hat beispielsweise einen Bodenwert von 340 €/m². Dies ergibt den 

< neuen Grundstückswert mit 340.000 €.

Die Differenz von 260.000 € kann mindestens als Maßstab für die Bewertung der
Mitverantwortung des Grundstückseigentümers bei Bestandsgrundstücken für
Lasten der kommunalen Verfügbarkeit von Wohnraum nach den Regeln dieser
Vorschrift herangezogen werden.
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3.3 Mitverantwortung für sozialgerechte und bezahlbare Wohnungen

Die gesellschaftliche Mitverantwortung der Kommune an den nicht mehr ab-
zuwendenden statistischen Trends zur alternden Bevölkerung und den damit
verbundenen erhöhten Anforderungen an die Mobilität der älteren Bevölkerung
wird grundsätzlich anerkannt und zeichnet sich durch die Verpflichtung zur
Bereitstellung einer barrierefreien öffentlichen Infrastruktur aus. Für Wohn-
gebäude werden die Anforderungen an barrierefreies Wohnen in der DIN 18040-2
beschrieben.

Der Einfluss der Kommune auf private Bauvorhaben ist eingeschränkt und soll
durch diese Wohnbaurichtlinie erweitert werden. Ziel ist es, nur solche Bau-
vorhaben außerhalb des derzeit gültigen Baurechts zu ermöglichen, die eine
Mitverantwortung an der Bereitstellung von sozial- und altersgerechten und
bezahlbaren Wohnungen übernehmen. Die Bereitstellung von ausreichenden
Wohnungen dieser Art stellt dabei die zentrale Aufgabe dar, die in ihrer Größen-
ordnung derzeit noch nicht annähernd abschätzbar ist. Dennoch soll mit den
ersten Schritten begonnen werden, um die Bereitstellung in den nächsten, ver-
mutlich 20 Jahren zu ermöglichen. Ob und in welchem Umfang diese Anforderun-
gen bestehen müssen, soll durch eine kontinuierliche Überprüfung der Rahmen-
bedingungen und der tatsächlich erreichten Entwicklung im zweijährigen Turnus
beobachtet werden. Anpassungen dieser Regel sollen deshalb in diesem Turnus
möglich werden.

Der Anspruch an sozialgerechtem und bezahlbaren Wohnungsbau ist wie folgt
umzusetzen. Dabei wird nach dem vorgesehen Eigentumsmodell des geplanten
Projektes unterschieden, wobei die Bereitstellung von Mietwohnungen als bevor-
zugte Variante gesehen wird. Unterschieden wird nach einem Eigentumsprojekt,
welches mit der Absicht zum Verkauf geplant wird und nach einem Mietprojekt,
welches mit der Absicht geplant wird, es im Eigentum zu behalten und dauerhaft
zu vermieten. Für beide Fälle wird angenommen, dass durch den Projektentwick-
ler die Fördermöglichkeiten des Landes zur Schaffung von sozialgerechtem und
bezahlbaren Wohnungsbau voll ausgeschöpft werden, sodass für diese Aufgaben-
stellung kein Ansatz nach der Abschöpfung von Wertsteigerungen angemessen
ist.

3.3.1 Fall 1: Eigentumsprojekt

In Tabelle 1 wird beschrieben, wie der geplante Wohnraum bei einem Eigentums-
projekt nach dieser Richtlinie aufzuteilen ist, wobei der geförderte Anteil als
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Mindestwert zu verstehen ist. Hierbei ist zu beachten, dass der barrierefreie
Wohnungsanteil nicht nur im frei finanzierten Bereich liegen darf, sondern etwa
gleichverteilt für beide Nutzungsarten entstehen soll.

Fall 1: Eigentumsprojekt

50% barrierefreie Wohnungen
70 % frei finanziert 30 % gefördert

70% frei finanzierte Eigentumswohnungen

15 %

gefördertes
Wohneigentum

ODER

sozialgebundene
Mietwohnungen

15 %

sozialgebunde-
ne Mietwohnun-

gen

Tab. 1: Fall 1 – Eigentumsprojekt

3.3.2 Fall 2: Mietprojekt

In Tabelle 2 wird beschrieben, wie der geplante Wohnraum bei einem Mietprojekt
nach dieser Richtlinie aufzuteilen ist, wobei der geförderte Anteil als Mindestwert
zu verstehen ist. Hierbei ist zu beachten, dass der barrierefreie Wohnungsanteil
nicht nur im frei finanzierten Bereich liegen darf, sondern etwa gleichverteilt für
beide Nutzungsarten entstehen soll.

Fall 2: Mietprojekt

50% barrierefreie Wohnungen
80 % frei finanziert 20% gefördert

80% frei finanzierte Eigentumswohnungen

20 %

sozialgebundene Miet-
wohnungen

Tab. 2: Fall 2 – Mietprojekt

Aufgrund des besonders hohen Bedarfs an bezahlbaren Mietwohnungen für die
alternde Bevölkerung wird der Ansatz an geförderten Wohnungen für den Fall
reduziert, dass das Objekt im Eigenbesitz des Vorhabenträgers verbleibt und dem
Mietmarkt zugute kommt. Es wird darüber hinaus angenommen, dass auch die
frei finanzierten Eigentumswohnungen dem Ziel nach bezahlbare Mietwohnungen
ergeben werden.
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3.4 Mitverantwortung für klimabewussten und nachhaltigen Wohnungsbau

Mit der Anforderung an die Vorhabenträger, ein Klimakonzept vorzulegen, wird
vor allem das Ziel verfolgt, dass eine Konzeption schon zu einem frühen Projekt-
start erarbeitet wird und damit alle projektbezogenen Synergieeffekte genutzt
werden können, bevor sich ein möglicher Weg durch ‘falsche’ Vorentscheidungen
als unmöglich darstellt.

Eine verantwortungsvolle Bautätigkeit darf in heutiger Zeit nicht mehr allein nach
dem Prinzip nach rein kosteneffizienter Bauweise entwickelt werden. Die Gebäu-
de müssen u.a. eine längere Erhaltungsdauer aufweisen, um einen nachhaltigen
Umgang mit den Ressourcen unserer Erde zu erreichen. An diesem Beispiel wird
aufgezeigt, dass mit der Wohnbaurichtlinie ein Bewußtseinswandel bei allen
Beteiligten angestoßen werden soll. Sie ist in diesem Sinne keine Vorschrift ‘zum
Abhaken’ sondern soll Spielraum für Aktivitäten und neue Ansätze der verant-
wortungsbewusst zu nutzen ist. Mit den ausgewählten Themen soll keine ab-
schließende Auflistung gemeint sein und auch keine Verpflichtung zur Erfüllung
aller kriterien, es soll eine Anregung und Grundlage für die Suche nach dem
richtigen Konzept für das Wohnbauprojekt in Kandel sein. 

Der Vorhabenträger soll mit dem Konzept aufzeigen, welche Möglichkeiten sich
grundsätzlich bieten und welche er im Normalfall für sein Projekt wählen wird.
Zusätzlich soll er die Gelegenheit bekommen, ein zweites, innovativeres Konzept
vorzulegen, welches nur im Zusammenhang mit der gewählten Vorhabengröße 
möglich wird. In diesem Sinne geht die Wohnbaurichtlinie davon aus, dass es
einen inneren Zusammenhang zwischen Projektvolumen und Klimaschutzmög-
lichkeiten gibt, die aufgezeigt und transparent bewertet werden sollen. Dem
Stadtrat soll die Möglichkeit eröffnet werden, über diesen Zusammenhang zu
beraten und die Qualität der Klimaschutzmaßnahmen des Projektes bewerten zu
können.

Vor diesem Hintergrund ist zwingend zu beachten, dass dem potenziell möglichen
Klimaschutz auch eine wirtschaftliche Grenze gesetzt ist, die nicht überschritten
werden darf, denn sonst würde bei Verzicht auf das Vorhaben auch die dringend
erforderliche Entwicklung von gefördertem Wohnraum zurückgestellt werden und 
eine Förderung des Wohnbaus unterbleiben. Mit dem gewählten Bezug zur Bo-
denrichtwertsteigerung wird hier ein Instrument zur Monetarisierung angewen-
det, welches auch die erhöhten Kosten für Klimaschutzmaßnahmen projektbezo-
gen beurteilen lassen.

Hier ist auch zu berücksichtigen, dass das Land Rheinland-Pfalz mit dem Sonder-
programm zur Förderung des klimagerechten und sozialen Wohnungsbaus ab
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15.06.2022 ein Instrument zur Verfügung stellt, nach dem dieser Ansatz ergänzend
gefördert wird.

Über diesen Ansatz hinaus gehen die Anforderungen nach dieser Richtlinie, die
vor einer Entscheidung über verbindliche Maßnahmen vor allem ein Konzept mit
mehreren bewertbaren Varianten einfordert, wie die Ziele des klimabewussten
Bauens am konkreten Projekt erfüllt werden sollen. Das klimabewusste und
nachhaltige Wohnungsbaukonzept ist in Berichtsform mit folgenden Themen
abzugeben. Hierbei dürfen sich die Konzeptvarianten ergänzen aber nicht erset-
zen. 

Insofern kann der Stadtrat nach Vorlage der Konzepte und deren Begründung zu
folgenden Punkten Entscheidungen hinsichtlich einer Zustimmung zur gewählten
Lösung oder einer gewünschten Anpassung treffen und ggf. eine Auswahl der
Lösungen präferieren, die ein Maximum an Klimaschutz versprechen und wirt-
schaftlich darstellbar bleiben:

a) Wärmeversorgungskonzepte – mindestens zwei alternative Versorgungs-
konzepte sind für das geplante Bauvorhaben zu erstellen. Dabei ist Bezug auf
alternative Wärmeversorgungssysteme zu nehmen, die eine zentrale Energie-
versorgung beinhalten, damit die Option für den Anschluss an ein Nahwär-
menetz ermöglicht wird.
Das Wärmeversorgungskonzept soll aufzeigen, wie die Wohngebäude beheizt
werden sollen, d.h. mit welchem Energieträger und auf welche Art die Energie
gewonnen wird. Da bei diesem Konzept vorrangig kommunale, d.h. projekt-
übergreifende Versorgungskonzepte wie Fernwärme oder Geothermie eine
Rolle spielen können, ist hier eine konzeptionelle Vorarbeit erforderlich, die
auch auf mittelfristige Entwicklung Rücksicht nehmen können. 

b) Wärmedämmkonzepte – mindestens zwei Wärmeschutzkonzeptionen sind
ergänzend zu dem Wärmeversorgungskonzept zu erarbeiten, die den aktuell
üblichen Standard verbessern.
Mit dem Wärmedämmkonzept könnte z.B. aufgezeigt werden, wie der Energie-
verbrauch so reduziert werden kann, dass  ein Passivhausstandard erreicht
wird. Dass dieser Standard nicht bei allen Vorhaben oder allen Wohnungen
eines Vorhabens erreicht werden kann, ist möglich und kann dem Vorhaben
im Ganzen nicht entgegenstehen. Das Ziel besteht in der Suche nach einem
optimalen Weg, der durch die Wohnbaurichtlinie nicht vorgegeben werden
kann. Ergänzend sollen zusätzliche Angaben über nachhaltige Dämmmateria-
lien aufgezeigt werden, damit nicht allein das günstigste Wärmedämmmateri-

Stadt Kandel
Wohnbaurichtlinie – Fassung 2023
Karlsruhe 02.08.2023   Kandel-Wohnbaurichtlinie-2023.wpd



Wohnbaurichtlinie 35

Abb. 12: Beurteilung von Lebenszykluskosten

al zum Einsatz kommt, sondern ein Material, welches in der Produktion und
vor allem in der Entsorgung unproblematisch ist.

c) Stromverbrauch – der kalkulierte Stromverbrauch soll modellhaft dargestellt
werden, um zu definieren, mit welchen Maßnahmen mindestens 90% davon
auf dem eigenem Grundstück mit erneuerbaren Energien erzeugt werden
kann. Der Stromverbrauch eines Vorhabens ist im Betrieb eine leicht mess-
bare Größe und wird vom späteren Bewohner zu schultern sein. Der Einsatz
von Photovoltaik kann hier nachhaltig zur Kosteneinsparung beitragen, was
als sozialer Aspekt zur Minderung der Wohnnebenkosten verstanden wird.
Gleichzeitig wird durch die Nutzung der Solarenergie ein Beitrag zur Dekarbo-
nisierung gesehen, der dringend erforderlich ist, um die Ziele des Klimasch-
utzkonzeptes des Landkreises zu erreichen. Mit dem Ziel, dass 90% des
Stromverbrauches durch erneuerbare Energien (z.B. PV-Anlage auf dem Dach
oder in/auf der Fassade) auf dem eigenem Grundstück zu gewinnen ist, wird
ein hoher Anspruch formuliert, der im Einzelfall zu untersuchen ist. Dabei soll
auch aufgezeigt werden, worauf sich die 90%-Beurteilung bezieht; denkbar
wäre ein Ansatz, der die Maximalgewinnung in Kilowatt-Peak, d.h. bei bester
Ausnutzung im Sommer in Bezug zum durchschnittlichen Tagesverbrauch
eines Jahres nimmt.

d) Lebenszykluskosten – in Diagrammen ist aufzuzeigen, welche Kosten im
Verlauf der ‘Lebenszeit’ des Bauvorhabens zu erwarten sind und welche CO2

Fußabdruck damit verbunden ist. Der Wunsch zur Diskussion der Lebens-
zykluskosten basiert auf den Zusammenhängen von beeinflussbaren Kosten
bei Entwurfsentscheidungen und der bis zu Abriss und Entsorgung anfallen-
den Kosten.
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Abb. 13: Beispielhafte Grafik zur Darstellung der Lebenszykluskosten pro Jahr

Die Zusammenstellung der Lebenszykluskosten soll die zu erwartenden
Kosten pro Jahr aufzeigen, wobei die Kosten der Herstellung, für Betrieb und
Nutzung, für Reparatur und Sanierung sowie für Abriss und Entsorgung
(Recycling) auf der Basis der heute bekannten Kosten aufgestellt werden
sollen. 
In diesem Zusammenhang sollen auch die klimarelevanten Kosten als ‘Graue
Energie’ im Lebenszyklus gesondert mit aufgezeigt werden. Die Wahl der
Baumaterialien hat einen großen Einfluss auf die Nachhaltigkeit eines Bau-
vorhabens, die letztlich auch in dem Umfang an Klimabeeinträchtigung
gemessen werden kann. Mit dem Ziel, einen Mix an Baumaterialien zu wäh-
len, die nachhaltig und regional gewonnen werden, wenig Transportaufwän-
dungen erfordern und zu einem langlebigen Einsatz geeignet sind, wird ein
wesentlicher Beitrag zum Klimaschutz erreicht. Ergänzt wird diese Bewertung
mit dem Aspekt der Entsorgung, da Recyclingmöglichkeiten oder unkritische
Endlagerung von Materielien hier ebenfalls zu bewerten sind.

e) Sonnenschutzkonzept – mit Verschattungsstudien soll aufgezeigt werden, wie
der Schutz vor Überhitzung der Wohnungen und der Freibereiche der Wohn-
anlage angestrebt wird.
Konkrete Lösungen zur Klimaanpassung sind in Bezug auf Sonneneinstrah-
lung und Kälteschutz erforderlich und werden zu schnellen Effekten beitra-
gen. Die Problematik der Aufheizung durch Sonneneinstrahlung im Sommer
ist mit der Wirkung der passiven Nutzung der Sonnenenergie im Winter aus-
gewogen darzulegen. Insbesondere die Verschattung der Außenbereiche des
Vorhabens trägt im Sommer zu einem Qualitätssprung bei, der bei deutlich
höher zu erwartenden Sommertemperaturen erforderlich sein wird. In die-
sem Zusammenhang steht auch das Regenwassermanagement, welches
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durch Versickerung vor Ort dem Wasserhaushalt im Boden dient und durch 
Verdunstung zur Kühlung beiträgt.

f) Wassermanagementkonzept – mindestens zwei Konzepte zum Management
des Regenwassers sind zu erarbeiten, wobei die Prinzipien der ‘Schwamm-
stadt’ zur Anwendung kommen sollen. Die Verdunstung soll dabei auch zur
Kühlung beitragen und die Versickerung zur Erhaltung der Bodenfunktionen.
Mit einer geminderten Versiegelung – auch über Gründächer – soll darüber
hinaus die Menge des zu berücksichtigen Regenwassers gemindert werden.
Durch Versiegelung wird einerseits die Austauschfunktion des Bodens zwar
verringert, andererseits soll dies durch Optimierung der Dachbegrünung
teilweise kompensiert werden. Ebenso soll die Versiegelung des Bodens auf
ein Minimum reduziert werden, sodass Zuwegungen und Parkplätze durch
versickerungsfähige Materialien hergestellt werden sollen.

g) Begrünungskonzept – ein verbindliches Konzept mit Nachweis der vertikalen
und horizontalen Grünflächen und zur Gestaltung der privaten Grünflächen
wird ausgearbeitet, welches den Nachweis erbringt, dass neben dem Flächen-
anteil von 70% der Grundstücksfläche (z.B. 700 m² Grünflächen bei 1.000 m²
Grundstücksfläche) auch Aspekte wie Verschattung, gestalterische Aufwer-
tung mit Aufenthaltsqualitäten, Verwendung von ortstypischen Pflanzen etc.
zur Förderung der Biodiversität beitragen. Durch Vorgabe der geschossweisen
Konzeption der Fassadenbegrünung wird das Ziel verfolgt, dass die Versor-
gung der Grünpflanzen für maximal 3 Höhenmeter zu planen ist und Fassa-
denkletterer / Rankpflanzen nicht im Fokus stehen. 
Die Begrünung wird als wesentlicher Beitrag zur Erreichung der oben genann-
ten Ziele verstanden. Mit der Begrünung der Wände soll ein weiterer Baustein
in diesem Sinne offensiv angesprochen werden, der viele der oben genann-
ten Ziele unterstützt. Mit dem Ziel, dass 70% der Grundstücksfläche (in m²
berechnet als vertikale oder horizontale Grünfläche) in Grünflächen zu reali-
sieren sind, wird ein Beurteilungsmaßstab angesetzt, der je nach Projekt in
Form eines Begrünungskonzeptes (bzw. Freianlagengestaltungskonzept) zu
überprüfen und ggf. anzupassen ist. Der Mindeststandard für Dachbegrünun-
gen soll nach dieser Richtlinie nicht zu hoch gegriffen werden, um Spielraum
nach ‘oben’ offen zu lassen und das Wechselspiel zwischen Dachbegrünung
und Solarenergienutzung zu ermöglichen. In Bezug auf die Fassadenbegrü-
nungen wird angeregt, dass diese geschossweise konzipiert werden, d.h. pro
Geschoss mit Erde und Wasser versorgt werden, da eine reine Rankpflanze
über mehrere Etagen zwar das Ziel der Begrünung erfüllt, aber weniger das
Ziel eine artenreichen und nachhaltigen Bepflanzung. 
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Da die Bauvorhaben sehr individuelle Noten erhalten können und sich eine
Konformität in der Vergangenheit stets als bremsendes Element bei Verände-
rungsprozessen erwiesen hat, werden mit der Richtlinie keine differenzierten
Vorgaben erlassen. Es wird vielmehr auf die Kreativität der Vorhabenträger
gesetzt, die das beste Ergebnis für ihr Projekt anstreben und sich stets neuer
Entwicklungen bedienen, die aus heutiger Sicht noch nicht erkennbar sein kön-
nen. Die Stadt verfolgt deshalb das Ziel, die projektspezifischen Anforderungen
an einen klimabewussten und nachhaltigen Bau erst nach Vorlage der Konzeptva-
rianten festzulegen und zusammen mit dem städtebaulichen Vertrag zum Projekt
zu regeln.

Zusammenfassend wird mit den hier vorzulegenden Konzepten ein Dialogprozess
gestartet, der eine gemeinsame Entscheidungsbasis liefert, aber ergebnisoffen zu
führen ist, um im Ergebnis das beste Ergebnis zu erreichen.
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